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9. Abschnitt 

Schutz des Wohnungseigentumsbewerbers 

Annahmeverbot; Ansprüche des Wohnungseigentumsbewerbers 

§ 37. (1) Vor Eintragung der Anmerkung der Einräumung von Wohnungseigentum (§ 40 Abs. 2) 
werden die mit dem Wohnungseigentumsbewerber vereinbarten Zahlungen nicht fällig; der 
Wohnungseigentumsorganisator darf sie vor Fälligkeit weder fordern noch annehmen. Der 
Wohnungseigentumsbewerber kann alle Zahlungen, die entgegen diesem Verbot angenommen wurden, 
zurückfordern. Der Wohnungseigentumsorganisator hat die angenommenen Beträge ab dem Zahlungstag 
mit einem den jeweiligen Basiszinssatz (§ 1 Abs. 1 1. Euro-JuBeG) um sechs Prozentpunkte 
übersteigenden Zinssatz zu verzinsen. 

(2) Hat der Wohnungseigentumsbewerber einem der Wohnungseigentumsorganisatoren die 
zahlenmäßig bestimmt vereinbarten, bis zur Vollendung der Bauführung zu entrichtenden Beträge an 
Grund-, Bau- und sonstigen Kosten bezahlt, so hat er gegen den verfügungsberechtigten 
Wohnungseigentumsorganisator den Anspruch, 

 1. dass ihm das zugesagte wohnungseigentumstaugliche Objekt zur Nutzung übergeben wird, 
sobald es beziehbar ist, und 

 2. dass nach Vollendung der Bauführung am Haus, in dem sich das zugesagte 
wohnungseigentumstaugliche Objekt befindet, ohne Verzug die für die Einverleibung seines 
Eigentumsrechts am Mindestanteil und für die – allenfalls noch durchzuführende – Begründung 
von Wohnungseigentum an allen dafür gewidmeten wohnungseigentumstauglichen Objekten 
erforderlichen Urkunden errichtet und Anträge gestellt werden. 

(3) Überdies haben die Wohnungseigentumsorganisatoren 

 1. vor oder mit der Zusage der Einräumung des Wohnungseigentums dem 
Wohnungseigentumsbewerber bestimmt zu erklären, ob ein Nutzwertgutachten (§ 9 Abs. 1) oder 
eine Entscheidung über die gerichtliche Nutzwertfestsetzung (§ 9 Abs. 2) vorliegt und welches 
Verhältnis sich daraus zur Summe der Nutzwerte aller wohnungseigentumstauglichen Objekte 
der Liegenschaft ergibt, 

 2. den Wohnungseigentumsbewerber in allen Verfahren zur gerichtlichen Nutzwertfestsetzung zu 
benennen und 

 3. die Miteigentümer und die Wohnungseigentumsbewerber, die noch nicht Miteigentümer sind, 
ohne Verzug von der Vollendung der Bauführung zu verständigen. 

(4) Vor oder mit der Zusage der Einräumung des Wohnungseigentums an Teilen eines Hauses, 
dessen Baubewilligung zum Zeitpunkt der Zusage älter als 20 Jahre ist, haben die 
Wohnungseigentumsorganisatoren dem Wohnungseigentumsbewerber ein Gutachten eines für den 
Hochbau zuständigen Ziviltechnikers oder eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
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Sachverständigen für das Hochbauwesen über den Bauzustand der allgemeinen Teile des Hauses, 
insbesondere über in absehbarer Zeit notwendig werdende Erhaltungsarbeiten, zu übergeben. Das 
Gutachten darf zum Zeitpunkt der Zusage nicht älter als ein Jahr sein und ist in den Kaufvertrag über den 
Liegenschaftsanteil, an dem Wohnungseigentum erworben werden soll, einzubeziehen; mit seiner 
Einbeziehung gilt der darin beschriebene Bauzustand als bedungene Eigenschaft (§ 922 Abs. 1 ABGB). 
Wird in den Kaufvertrag kein solches Gutachten einbezogen, so gilt ein Erhaltungszustand des Hauses als 
vereinbart, der in den nächsten zehn Jahren keine größeren Erhaltungsarbeiten erfordert. 

(5) Sobald eine Zusage der Einräumung des Wohnungseigentums im Grundbuch angemerkt ist und 
zumindest ein Wohnungseigentumsbewerber Miteigentum erworben hat, gelten für die Verwaltung der 
Liegenschaft und die Rechte der Miteigentümer die §§ 16 bis 34, 36 und 52. Ein 
Wohnungseigentumsbewerber, der noch nicht Miteigentümer, zu dessen Gunsten aber eine solche Zusage 
angemerkt ist, hat ab Bezug des wohnungseigentumstauglichen Objekts die Rechte nach § 16 und § 52 
Abs. 1 Z 2 sowie den Anspruch auf Rechnungslegung gemäß § 34. Weiters hat ein solcher 
Wohnungseigentumsbewerber ab dem Zeitpunkt, zu dem sein späterer Miteigentumsanteil - insbesondere 
durch ein bereits vorliegendes Nutzwertgutachten - bekannt ist, die Rechte eines Miteigentümers, sofern 
zumindest ein anderer Wohnungseigentumsbewerber bereits Miteigentum erworben hat. 

(6) Die Regelungen der vorstehenden Absätze können nicht vertraglich abbedungen werden. 


